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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 120/06 B 

 

 

 
................................................................................................................................................. , 
 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ........................................................................., 

 
 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Großhandels- und Lagerei-Berufsgenossenschaft, 
M 5, 7, 68161 Mannheim, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 24. Juli 2006 durch den 

Richter   M ü t z e   als Vorsitzenden sowie die Richter   K r u s c h i n s k y    

und   Dr.  B e c k e r    

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 21. Februar 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a 

Abs 4 Satz 2 iVm § 169 des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung 

der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund iS des § 160 

Abs 2 SGG (grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) schlüssig darge-

legt oder bezeichnet.  

 

Der Kläger, der seine Beschwerde auf das Vorliegen eines Verfahrensmangels stützt, hat kei-

nen Verfahrensmangel iS des § 160 Abs 2 Nr 3 SGG hinreichend "bezeichnet". Nach § 160 

Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht 

wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; der geltend gemachte Verfah-

rensmangel kann nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) 

und 128 Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich 

auf einen Beweisantrag bezieht, dem das Landessozialgericht (LSG) ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Diese Voraussetzungen sind der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. Eine Verfah-

rensvorschrift, gegen die das LSG verstoßen haben soll, benennt der Kläger nicht. Soweit der 

Kläger rügt, das LSG habe entgegen den "Anhaltspunkten 2005" seine Knorpelschädigungen 

nicht als eigenständige Behinderung berücksichtigt, rügt er nach seinem eigenen Vortrag 

keinen Verfahrensfehler des LSG, sondern einen von ihm behaupteten "Rechtsfehler" des LSG 

im Rahmen dessen Entscheidung. 

 

Die Rüge des Klägers, das LSG habe die zum Teil von ihm in das Verfahren eingeführten Aus-

führungen von Dr. B.               nicht ausreichend berücksichtigt, könnte als Rüge eines Versto-

ßes gegen das rechtliche Gehör (Art 103 Abs 1 des Grundgesetzes <GG>, § 62 SGG) auszule-

gen sein. Denn der Anspruch auf rechtliches Gehör soll nach der ständigen Rechtsprechung 

des Bundessozialgerichts (BSG) und des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) ua 

sicherstellen, dass das Vorbringen der Beteiligten vom Gericht in seine Erwägungen 

miteinbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Der Kläger legt jedoch nicht dar, 

dass die Ausführungen von Dr. B.              überhaupt nicht, sondern nur dass sie - nach seiner 

Ansicht - nicht in gebotener Form berücksichtigt wurden.  

 

In seinen weiteren Ausführungen setzt der Kläger sich im Kern mit der Beweiswürdigung durch 

das LSG auseinander; darauf kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision 

jedoch nicht in zulässiger Weise gestützt werden (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG).  
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Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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